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An den Ministerpräsidenten 
des Landes Niedersachsen
Herrn David McAllister
Planckstr. 2
30169  Hannover
     
Duisburg, 25. Januar 2012
Familie Ahmed Siala und Gazale Salame
 FORMULARDROPDOWN 
 Herr Ministerpräsident McAllister!

als Unterstützer des Appells von Heiko Kauffmann (Pro Asyl) zugunsten der Familie Ahmed Siala und Gazale Salame vom Dezember 2011 richten wir die dringende Bitte an Sie, sich für die Zusammenführung dieser Familie persönlich einzusetzen.

Unsere Analysen zum Asyl- und Einwanderungsdiskurs in Deutschland haben einen Zusammenhang zwischen dem Umgang öffentlicher Behörden und Institutionen mit Einwanderinnen und Flüchtlingen und dem diesbezüglichen Menschenbild großer Teile der Bevölkerung aufgezeigt. Aus diesem Grund hat z.B. bereits 1999 die britische Regierung den Begriff des „Institutionellen Rassismus“ zu einer offiziellen Kategorie eines kritikwürdigen Regierungshandelns erklärt. Danach müssen sich alle offiziellen Behörden an bestimmten antirassistischen Normen messen lassen. 

Auch in Deutschland gilt mittlerweile Institutioneller Rassismus innerhalb der Migrations- und Rassismusforschung als eine Analysekategorie, mit deren Hilfe das Bewusstsein über die Effekte ausgrenzender Praktiken innerhalb öffentlicher Behörden geschärft werden kann. Auch mit Blick auf das deutsche Grundgesetz ist dies gewiss geboten.

Vor diesem Hintergrund muss die Abschiebung und die bisherige Verweigerung einer Familienzusammenführung der Familie Salame / Siala als ein besonders eklatanter Fall von Instititutionellem Rassismus bewertet werden. Dabei geht es nicht nur um das Auseinanderreißen einer intakten Familie, die seit nunmehr sieben Jahren getrennt voneinander leben muss, sondern auch darum, dass Gazale Salame für Angaben ihrer Eltern, die diese in den 1980er Jahren gegenüber der Ausländerbehörde getätigt haben, in Haft genommen wird. 

Dies gilt unabhängig davon, ob Rechtsvorschriften solche unbegreiflichen Maßnahmen zulassen. Dass in diesem Fall Ermessensspielräume nicht ausgeschöpft wurden, darauf verweist das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von 2009, in dem Ihre Landesbehörde angewiesen wurde, durch einen Vergleich zu einer Familienzusammenführung zu gelangen. Zugleich möchten wir auf die massiven Signale der Ausgrenzung verweisen, die damit in die Gesellschaft ausgesendet werden.

Wir halten die unnachgiebige und starre Haltung Ihrer Behörden für unverständlich und beschämend. Aus diesem Grunde möchten wir Sie nachdrücklich darum bitten, im Rahmen Ihrer politischen und amtlichen Kompetenz einzugreifen und der Familie Siala / Salame zu ihrem Menschenrecht auf Zusammenleben der Familie zu verhelfen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Margrete Jäger                         Prof. Dr. Siegfried Jäger                      Dr. Jobst Paul
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